
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Fraktion Die Linke 

 

Langer Atem & klare Kante für die Demokratie im Freistaat Sachsen: 

Rechtsextremismus mit einem aktuellen Gesamtkonzept bekämpfen! 

Der Landtag möge beschließen, 

I. Der Landtag stellt fest: 

1. Es ist und bleibt bis auf Weiteres die Aufgabe aller Bürgerinnen und Bürger, aber 

insbesondere von Behörden, staatlichen und kommunale Institutionen sowie aller 

politische und gesellschaftliche Verantwortung Tragendenden, sich dem 

Rechtsextremismus entgegenzustellen und demokratiefeindliche Bestrebungen 

sowie Rassismus, Antisemitismus und alle weiteren Formen gruppenbezogener 

Menschfeindlichkeit gemeinschaftlich mit allen rechtsstaatsgemäßen Mitteln 

zurückzudrängen. 

2. Der Freistaat Sachsen benötigt für ein ganzheitliches, entschlossenes und 

fokussiertes Vorgehen auch in der Zukunft eines handlungsleitendes Gesamtkonzept 

gegen Rechtsextremismus, ausgestaltet auf der Höhe der Zeit unter Einbezug der 

Kommunen, unter Berücksichtigung sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse und unter 

Einbindung von Expertisen der Zivilgesellschaft. 

 

II. Die Staatsregierung wird vor diesem Hintergrund aufgefordert, 

1. das Gesamtkonzept gegen Rechtsextremismus, ausgehend von der zuletzt mit dem 

Jahresbericht 2023 vorgelegten aktualisierten Fassung sowie dem Bilanzbericht 

2024, zügig fortzuschreiben und dabei insbesondere zu berücksichtigen: 

a) die Neubeschreibung der Lage, an der sich Maßnahmen ausrichten, und eine 

künftig regelmäßig lageangepasste Darstellung der Herausforderungen durch 

den zeitgenössischen Rechtsextremismus. 

b) die breite gesellschaftliche Beteiligung sowie die Anhörung und Einbindung 

zivilgesellschaftlicher Akteurinnen und Akteure, insbesondere der an 
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konzeptrelevanten Maßnahmen mitwirkenden Träger in einen fortwährenden 

gemeinsamen Dialogprozess. 

c) die Wiederaufnahme der interministeriellen Koordinierungsrunde zur 

Abstimmung der Ressorts bei der Entwicklung, Umsetzung und Begleitung der 

Maßnahmen. 

d) die verbesserte Verzahnung der Handlungsfelder und ihnen zugeordneter 

Maßnahmen. 

e) die Betonung der präventiven Arbeit und die vertiefte Einbindung der 

kommunalen Ebene. 

f) die Stärkung der Widerstandsfähigkeit von Institutionen, Gremien, Verwaltungen 

und Bildungsstätten sowie von politisch und sozial engagierten Menschen. 

2. bei der Fortschreibung des Gesamtkonzeptes neueren Entwicklungen und 

besonderen Gefährdungsmomenten der extremen Rechten, ihrer politischen 

Umfelder, gesellschaftlichen und soziale Kontexte sowie Erfolgsbedingungen gezielt 

Rechnung zu tragen und dabei insbesondere zu berücksichtigen: 

a) den legalistischen und parlamentarischen Rechtsextremismus. 

b) die Neue Rechte sowie Formen und Ideologien des Rechtsextremismus, für die 

eine Wesensverwandtschaft mit dem Nationalsozialismus kein zentrales oder 

jedenfalls kein offenkundiges Bestimmungsmerkmal mehr ist. 

c) altersgruppenspezifische, beispielsweise auf Kinder und Jugendliche abzielende 

Ausprägungen und Strategien des Rechtsextremismus. 

d) die Bedeutung von Finanzströmen, des Zugriffs und Erwerbs von Immobilien, des 

Interesses an einer Bewaffnung, der Online-Radikalisierung sowie der 

„Virtualisierung“ von Ausdrucksformen, Kommunikation und Propaganda. 

e) phänomenbereichsübergreifende Konvergenzen etwa im Hinblick auf 

Antisemitismus, Autoritarismus, Antipluralismus, Queerfeindlichkeit, 

Antifeminismus, Misogynie, Verschwörungsideologien und Desinformation. 

f) fluide Phänomene wie zum Beispiel sogenannte nihilistische Gewalt. 

3. mit dem fortgeschriebenen Gesamtkonzept und während seiner anschließenden 

Umsetzung besonderen Wert darauf zu legen, die enthaltenen Maßnahmen und 

Projekte als dauerhafte Instrumente zur Rechtsextremismusbekämpfung und 

Demokratiestärkung auszulegen und zu diesem Zweck erforderliche Förderungen zu 

verstetigen sowie nötigenfalls geeignete Förderinstrumente zu konzipieren. 

4. für die Federführung bei der Fortschreibung des Gesamtkonzepts gegen 

Rechtsextremismus und der anschließenden Umsetzung die Sächsische 

Staatskanzlei für zuständig zu erklären. 

5. die Fortschreibung des Gesamtkonzeptes spätestens bis zum 31. Dezember 2026 

vorzunehmen und dem Landtag darüber sowie fortan jährlich über die Umsetzung 

sowie die weitere konzeptionelle Entwicklung zu berichten.  
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Begründung: 

Zu I. 

Am 16. Juli 2020 wurde durch eine breite Mehrheit des Sächsischen Landtags der 7. 

Wahlperiode der Antrag „Rechtsextremismus mit einem Gesamtkonzept bekämpfen“1 der 

Fraktionen CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD beschlossen2 und dadurch die 

Staatsregierung mit der Erarbeitung eines Gesamtkonzeptes Rechtsextremismus (fortan: 

GK REX) beauftragt. Damit nahm auch die Staatsregierung eine zwar späte, doch 

gleichwohl beachtliche, politisch bedeutsame Schwerpunktsetzung vor, die der Lage und 

den Gefahren, die vom Rechtsextremismus gerade im Freistaat Sachsen ausgehen, 

gerecht wird. 

Der Antrag nahm in seiner Begründung Bezug auf die seinerzeit jüngsten 

rechtsterroristischen Anschläge in Halle/Saale am 9. Oktober 2019 mit zwei Todesopfern 

und in Hanau am 19. Februar 2020 mit elf Todesopfern sowie auf den rechtsmotivierten 

Mord an dem CDU-Politikers Walter Lübcke in Wolfhagen am 2. Juni 2019. Ferner erinnerte 

der Antrag an die Aufdeckung des rechtsterroristischen „Nationalsozialistischen 

Untergrund“ (NSU) am 4. November 2011, dessen Mitglieder sich zuletzt in der Stadt 

Zwickau verborgen hatten, und an seither neugebildete rechtsterroristische Vereinigungen 

in Sachsen, darunter die „Gruppe Freital“ und „Revolution Chemnitz“. 

Die Erarbeitung des GK REX entsprach einem Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag von 

CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom Dezember 20193 und darüber hinaus einer 

in dem gemeinsamen Sondervotum der Fraktionen Die Linke und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN zum Abschlussbericht des 1. Untersuchungsausschusses des 6. Sächsischen 

Landtages „Neonazistische Terrornetzwerke in Sachsen“ enthaltenen Forderung.4 

Das GK REX wurde am 21. Dezember 2021 vom Kabinett beschlossen und der Sächsische 

Landtag darüber unterrichtet.5 Es folgten Jahresberichte und Aktualisierungen mit Stand 

vom 22. Dezember 20226 und 12. Dezember 20237 sowie zuletzt der Bilanzbericht 2024 mit 

Stand vom 8. November 2024.8 Wenngleich das GK REX als solches nach wie vor existiert, 

wurde dennoch seine Umsetzungsphase beendet. Nicht entfallen sind jedoch die 

Erforderlichkeit und der Zweck, zu dem hin das GK REX geschaffen worden war: Das darin 

im Jahr 2020 adressierte Problem „Rechtsextremismus“ besteht offenkundig fort – dies im 

Übrigen auch im Hinblick auf seine militanten und terroristischen Ausprägungen, zuletzt 

durch die Vereinigung „Sächsische Separatisten“. 

Es bedarf daher nach Überzeugung der Fraktion Die Linke auch weiterhin konzentrierter 

Anstrengungen aller Behörden sowie aller politische und gesellschaftliche Verantwortung 

Tragenden bei der Zurückdrängung der extremen Rechten, ausgehend vom und unter 

 
1 Drucksache 7/3032. 
2 Plenarprotokoll 7/13 v. 16.07.2020, S. 786. 
3 Darin: S. 113. 
4 Drucksache 6/18000, Bd. IV, S. 1124 f. 
5 Drucksache 7/8658. 
6 Drucksache 7/11871. 
7 Drucksache 7/15220. 
8 Drucksache 8/548. 
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weiterer Nutzung der Potenziale des bisherigen GK REX. Hierzu heißt es in dem 

vorgenannten Bilanzbericht: 

„Die beschlossenen Maßnahmen und deren beständige Weiterentwicklung sind 

stetige und dauerhafte Instrumente zur Rechtsextremismusbekämpfung und 

Demokratiestärkung. […] Der breite und frühzeitige Ansatz stärkt das Verständnis für 

Demokratie, die demokratische Bildung und den gesellschaftlichen Zusammenhalt auf 

der kommunalen, regionalen und landesweiten Ebene. […] Kernziel für die Arbeit der 

Staatsregierung im Rahmen ihrer Zuständigkeit ist und bleibt eine längerfristige 

Etablierung und nachhaltige Stärkung von Extremismusprävention und 

Demokratiekompetenz im Freistaat Sachsen. […] Dazu wird empfohlen, den mit dem 

Gesamtkonzept gegen Rechtsextremismus eingeschlagenen Weg grundsätzlich […] 

fortzusetzen“.9 

Zu II.1 und II.2 

Eignung und Nutzen des GK REX wurden vonseiten der Staatsregierung bisher nicht 

bestritten und in den durchgeführten vier Ausschussanhörungen des Sächsischen Landtags 

vielmehr ausdrücklich gewürdigt. Dem steht nicht entgegen, dass Bedrohungen für die 

Demokratie auch von anderer Seite erwachsen. Es ist der Staatsregierung unbenommen, 

andere Phänomenbereiche im Hinblick auf deren jeweilige Besonderheiten gleichfalls auf 

geeignete Weisen zu adressieren. Im Hinblick auf den Rechtsextremismus besteht indes 

die seltene Möglichkeit, nicht „bei Null“ zu beginnen, sondern von dem bereits erreichten 

Stand des bisherigen und als solches bewährten GK REX auszugehen und an die 

Erfahrungen in der zurückliegenden Umsetzungsphase anzuknüpfen. Teil dieser 

Erfahrungen ist es, dass eine Reihe von Maßnahmen ohnehin keine Engführung auf den 

„klassischen“ Rechtsextremismus vornehmen; insbesondere zivilgesellschaftliche 

Beratungsprojekte richten sich auch ohne diese Voraussetzung etwa an Betroffene 

menschenfeindlicher Diskriminierung und demokratiefeindlicher Bestrebungen. 

Im Wege einer konsequenten antragsgemäßen Fortschreibung des GK REX anstelle einer 

konzeptionellen Neufassung ergibt sich nicht zuletzt der Vorteil einer Reduktion des 

Aufwands und vor allem einer Vermeidung des (weiteren) Zeitverzugs, der einer 

anhaltenden und konzentrierten Bekämpfung des Rechtsextremismus vollkommen 

abträglich wäre. Als mögliche Orientierungspunkte für das Verfahren und die inhaltlichen 

Schwerpunkte einer Fortschreibung hebt der Antrag – ohne damit den konkreten 

Ergebnissen vorzugreifen – insbesondere solche Schwerpunkte hervor, auf die 

zurückliegend durch Sachkundige, die durch den Landtag bzw. dessen Innenausschuss 

angehört worden sind, hingewiesen wurde und die sich überwiegend auch aus dem 

Bilanzbericht selbst ergeben. 

Zu II.3 

Das GK REX bestimmte seit der Erstfassung Demokratiestärkung und 

Rechtsextremismusprävention als „wichtige Daueraufgaben“10 und verband damit das Ziel 

 
9 Ebd., S. 23 f. 
10 Drucksache. 7/8658, S. 8. 
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einer „Sicherung der herausgebildeten tragenden zivilgesellschaftlichen 

Netzwerkknotenpunkte und Verstetigung der für die Umsetzung der Gesamtstrategie 

besonders relevanten Projekte durch eine auf Dauer angelegte Förderung“. Insbesondere 

sollte es zur „Überführung und Verstetigung der besonders relevanten Projekte […] in die 

Regelstrukturen des Freistaates bzw. in eine institutionelle Förderung“ kommen.11 Die 

Bedeutung dieses Ziels wurde denn auch in mehreren Anhörungen deutlich 

hervorgehoben.12 Dem entspricht es auch, dass der vorgenannte Bilanzbericht die im 

GK REX enthaltenen Maßnahmen gerade als „stetige und dauerhafte Instrumente zur 

Rechtsextremismusbekämpfung und Demokratiestärkung“ würdigt.13 Im Übrigen sind 

gerade die Maßnahmen zivilgesellschaftlicher Träger in der Regel evaluiert – und zwar 

positiv evaluiert. 

Gleichwohl wurde das Ziel einer Verstetigung bisher nicht erreicht und ist daher bei der 

Gelegenheit einer Fortschreibung und weiteren Umsetzung ausdrücklich zu avisieren. In 

Frage kommt – beispielsweise – die Vorbereitung eines Demokratiefördergesetzes, wie es 

für Sachsen durch die Staatsministerin für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt, 

Petra Köpping, ausdrücklich befürwortet worden ist.14 

 

Zu II.4 und II.5 

Es entspricht der Bedeutung der mit dem GK REX verbundenen Bekämpfung des 

Rechtsextremismus und dessen Auslegung als strategisch bedeutsame, nur 

ressortübergreifend zu bewältigende Querschnitts- und Langfristsaufgabe, eine zentrale 

Steuerung zu gewährleisten. Die Federführung für die Fortschreibung und die 

anschließende Umsetzung soll daher künftig zur Sächsischen Staatskanzlei verlagert 

werden. An der Federführung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern bei den in 

der Verantwortung dieses Ressorts liegenden Maßnahmen ändert sich dadurch nichts. 

Da an den bereits erreichten Stand angeknüpft werden soll, kann die initiale Fortschreibung 

in einer überschaubaren Frist erfolgen, um hernach in den vorigen Turnus der jährlichen 

Berichterstattung an den Sächsischen Landtag zurückzukehren. 

Dresden, den 18. März 2026 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 

 
11 Ebd., Anlage 2, S. 5. 
12 So z. B. in: Ausschussprotokoll IA 7/26 14.04.2022, S. 11 IA 7/39 22.06.2023, S. 14; IA 7/51 30.05.2024, 
S. 15, 17; IA 8/3 13.03.2025, S. 18. 
13 Drucksache 8/548, S. 23. 
14 Medieninformation vom 15.12.2022, veröffentlicht unter: https://www.medienservice.sachsen.de/medien/ 
news/1059606; vgl. auch ähnlich: Medieninformation v. 27.02.2024, veröffentlicht unter: https://www. 
medienservice.sachsen.de/medien/news/1073475. 

Unterschrieben von
SUSANNE SCHAPER
am 18.03.2026
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